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1. Instanz

Aktenzeichen S 11 RA 2310/94
Datum 30.10.1997

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 RA 17/98
Datum 10.04.2003

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30.
Oktober 1997 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
haben die Beteiligten einander nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin beansprucht eine Rente wegen Minderung ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die KlÃ¤gerin ist 1944 in Serbien geboren. Sie lebte bis zu ihrer Ã�bersiedlung (im
November 1964) in die Bundesrepublik Deutschland in der FÃ¶rderalistischen
Volksrepublik Jugoslawien und erhielt dort eine Ausbildung zur Elektrotechnikerin.
Sie besitzt seit dem 10. November 1975 die deutsche StaatsangehÃ¶rigkeit und ist
zur Inanspruchnahme von Rechten und VergÃ¼nstigungen gemÃ¤Ã� Â§ 10 Abs. 2
Nr. 2 BVFG berechtigt.

Ab Dezember 1964 war die KlÃ¤gerin in der Bundesrepublik Deutschland
versicherungspflichtig als Arbeiterin, technische Zeichnerin und zuletzt von Juni
1973 bis MÃ¤rz 1975 als angelernte Bankangestellte beschÃ¤ftigt. Neben den
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entsprechenden PflichtbeitrÃ¤gen sind weiterhin Anrechnungszeiten bis Oktober
1976 im Konto der KlÃ¤gerin nachgewiesen.

Die KlÃ¤gerin kehrte anschlieÃ�end nach Jugoslawien/Kroatien zurÃ¼ck, wo sie von
November 1976 bis zum 15. April 1992 (ausweislich des Versicherungsverlaufs)
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt war.

Im April 1992 beantragte die KlÃ¤gerin in Kroatien die GewÃ¤hrung einer Rente
unter Hinweis auf ihren Gesundheitszustand. Dieser Antrag wurde in Anwendung
des deutsch-jugoslawischen Sozialversicherungsabkommens an die Beklagte
weitergeleitet; gleichzeitig teilte der VersicherungstrÃ¤ger mit, dass die KlÃ¤gerin
seit dem 16. April 1992 eine Pension (kroatische Invalidenrente) aus der dortigen
Versicherung erhalte. Ferner wurde ein in Z am 21. Juli 1992 erstattetes Gutachten
Ã¼bersandt, in dem KlÃ¤gerin nur noch fÃ¼r fÃ¤hig erachtet wurde, weniger als
zwei Stunden tÃ¤glich tÃ¤tig zu sein. Nach Auswertung der Ã¼bersandten
medizinischen Unterlagen kam der beratungsÃ¤rztliche Dienst der Beklagten zu der
EinschÃ¤tzung, dass die KlÃ¤gerin noch leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten ohne
besonderen Stress vollschichtig verrichten kÃ¶nne. Daraufhin lehnte die Beklagte
mit Bescheid vom 25. Mai 1993 den Rentenantrag ab. Die im
Widerspruchsverfahren vorgelegten weiteren medizinischen Unterlagen
begrÃ¼ndeten nach beratungsÃ¤rztlicher EinschÃ¤tzung keine andere Beurteilung
des LeistungsvermÃ¶gens. Der Widerspruch wurde daher mit Bescheid vom 8.
Februar 1994 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen hat sich die KlÃ¤gerin mit ihrer zum Sozialgericht (SG) Berlin erhobenen
Klage gewandt, mit der sie weiterhin eine Rentenleistung auch aus der deutschen
Rentenversicherung beansprucht und diverse zum Teil bereits im
Verwaltungsverfahren vorgelegte Unterlagen eingereicht und auf die Tatsache der
RentengewÃ¤hrung in Kroatien verwiesen hat.

Das SG hat anschlieÃ�end eine Untersuchung und Begutachtung durch den
Chirurgen und Traumatologen Prof. Dr. H in Z veranlasst, die jedoch nur zu einer als
Gutachten nicht verwertbaren Ã¤rztlichen Stellungnahme vom 24. Oktober 1995
gefÃ¼hrt hat. Das SG hat anschlieÃ�end erneut eine Untersuchung und
Begutachtung in Z veranlasst. Dr. V hat in seinem am 6. Juni 1997 erstatteten
Gutachten als GesundheitsstÃ¶rungen der KlÃ¤gerin festgestellt einen Diabetes
mellitus, einen erhÃ¶hten Blutdruck, eine HyperlipidÃ¤mie, dauerhafte psychisch-
organische StÃ¶rungen sowie schwere degenerative VerÃ¤nderungen des
Bewegungssystems. Er hat die KlÃ¤gerin nicht mehr fÃ¼r fÃ¤hig erachtet, selbst
leichte Arbeiten auch nur in Teilzeit zu verrichten.

Das SG ist den dagegen gerichteten Bedenken der Beklagten nicht gefolgt und hat
die Beklagte mit Urteil vom 30. Oktober 1997 verurteilt, der KlÃ¤gerin unter
Ã�nderung der angefochtenen Bescheide ab 1. Juli 1997 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit zu gewÃ¤hren. Dazu hat es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Der
KlÃ¤gerin stehe auf Grund der medizinischen Ermittlungen ab 1. Juli 1997 eine
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu, wie sich aus dem Gutachten von Dr. V
ergebe. Das von der Beklagten beanstandete Gutachten stelle durchaus eine
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geeignete Entscheidungsgrundlage dar. Zwar seien die Fragen des Gerichts nicht in
der chronologischen Fragestellung der Beweisanordnung beantwortet worden, doch
seien die Untersuchungsergebnisse ausreichend niedergelegt und die Entwicklung
der Krankheiten geschildert worden. Aus dem Gutachten gehe jedoch nicht mit
hinreichender Deutlichkeit hervor, dass bzw. wie lange der im Zeitpunkt der
Begutachtung durch Dr. V festgestellte Zustand schon bestanden habe. Deshalb
kÃ¶nne nach Auffassung der Kammer der Eintritt der ErwerbsunfÃ¤higkeit erst im
Juni 1997, dem Monat der Untersuchung, angenommen und deshalb erst ab Juli
1997 der Rentenanspruch zugesprochen werden.

Hiergegen richtet sich die Berufung der Beklagten, mit der sie ausreichende
medizinische Feststellungen zum Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin verneint.

Der Senat hat ergÃ¤nzend einen Befundbericht der die KlÃ¤gerin in Z behandelnden
AugenÃ¤rztin vom 9. Oktober 1998 eingeholt und schlieÃ�lich die
Gerichtsgutachterin fÃ¼r Innere Medizin, Nephrologie und rheumatische
Krankheiten Primarius Dr. H S mit der Erstattung eines weiteren Gutachtens
beauftragt. Diese ist in ihrem am 28. September 2001 erstatteten Gutachten zu der
Auffassung gelangt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne leichte Arbeiten noch ausÃ¼ben,
einschlieÃ�lich Arbeit im Haushalt, Arbeit in der KÃ¼che, BÃ¼geln, aber nicht
leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt und hat dies dahingehend
erlÃ¤utert, dass bei der Beurteilung der leichten Arbeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt beachtet werden mÃ¼sse, dass diese mit der Arbeitszeit verbunden
seien, dass noch die Anfahrtszeit dazu gezÃ¤hlt werden mÃ¼sse und in diesen acht
Stunden sich der KÃ¶rper in einer forcierten Lage befinde.

Die Beklagte hat auf die UnzulÃ¤nglichkeit auch dieses "Gutachtens" hingewiesen
und im Ã�brigen dargelegt, dass aus dem "Gutachten" ersichtliche Feststellungen
und SchlÃ¼sse auf das verbliebene LeistungsvermÃ¶gen nicht nachvollziehbar
seien.

SchlieÃ�lich hat der Senat eine erneute Untersuchung und Begutachtung der
KlÃ¤gerin veranlasst. Im Rahmen eines stationÃ¤ren Aufenthaltes (vom 7. Oktober
bis 9. Oktober 1992) in R ist die KlÃ¤gerin durch die Ã¤rztliche Gutachtenstelle der
LVA Niederbayern-Oberpfalz nervenÃ¤rztlich, chirurgisch-orthopÃ¤disch,
augenÃ¤rztlich und internistisch untersucht worden. In der Zusammenfassung hat
der internistische Gutachter Dr. Sch folgende bei der KlÃ¤gerin vorliegende
GesundheitsstÃ¶rungen genannt:

1. mit Tabletten behandelter Diabetes mellitus mit diabetischer Polyneuropathie
und Retinopathie,

2. erhebliches Ã�bergewicht,

3. Minderung der Sehkraft beider Augen; medikamentÃ¶s behandeltes Glaukom
beidseits,

4. arterieller Bluthochdruck ohne Umbauerscheinungen am Herzen,
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5. Abnutzungserscheinungen an den Kniegelenken,

6. WirbelsÃ¤ulenbeschwerden bei Abnutzungen und Bandscheibenschaden,

7. posttraumatische VerÃ¤nderungen am linken Sprunggelenk nach Sprungge-
lenksbruch.

Auf der Grundlage der daraus resultierenden Beschwerden ist er zu der
EinschÃ¤tzung gelangt, die KlÃ¤gerin kÃ¶nne noch vollschichtig kÃ¶rperlich leichte
Arbeiten ohne Hitze, KÃ¤lte, Staub, Feuchtigkeit und Zugluft im Wechsel der
Haltungsarten, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne besonderen Zeitdruck, ohne
Schicht- bzw. Nachtdienst, ohne Ã�berkopfarbeit und ohne Hocken oder Knien und
nicht auf Leitern und GerÃ¼sten verrichten. Auf Grund der geminderten Sehkraft
kÃ¶nne sie nur Arbeiten verrichten, fÃ¼r die nicht die volle SehstÃ¤rke erforderlich
sei. ZusÃ¤tzliche Pausen seien nicht erforderlich; Besonderheiten fÃ¼r den
Arbeitsweg seien nicht zu beachten.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 30. Oktober 1997 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt das angefochtene Urteil und verweist auf die Vielzahl ihrer
Erkrankungen, die nach dem Urteil ihrer kroatischen Ã�rzte eine nennenswerte
BerufstÃ¤tigkeit nicht mehr zulieÃ�en.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes auf die
Gerichtsakte sowie die von der Beklagten vorgelegte Verwaltungsakte (Vers.Nr. ),
die zur Beratung vorgelegen haben, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat hat ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entschieden, da sich die Beteiligten
damit einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§ 124 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes
-SGG-).

Die zulÃ¤ssige Berufung ist begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit, so dass das
angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage (insgesamt) abzuweisen ist. Weder
nach den Â§Â§ 43, 44 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der bis zum 31.
Dezember 2000 geltenden Fassung (SGB VI a.F.) noch nach den Â§Â§ 43, 240 SGB
VI in der Fassung des Gesetzes zur Reform der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1827) besteht der geltend
gemachte Anspruch.
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BerufsunfÃ¤hig ist nach Â§ 43 Abs. 2 SÃ¤tze 1 und 2 SGB VI a.F. der Versicherte,
dessen ErwerbsfÃ¤higkeit auf weniger als die HÃ¤lfte derjenigen von kÃ¶rperlich,
geistig und seelisch gesunden Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und
gleichwertigen Kenntnissen und FÃ¤higkeiten herabgesunken ist. Der Kreis der
TÃ¤tigkeiten, nach denen die ErwerbsfÃ¤higkeit des Versicherten zu beurteilen ist,
umfasst alle TÃ¤tigkeiten, die seinen KrÃ¤ften und FÃ¤higkeiten entsprechen und
ihm unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und des Umfangs seiner Ausbildung sowie
seines bisherigen Berufs und der besonderen Anforderungen seiner bisherigen
BerufstÃ¤tigkeit zugemutet werden kÃ¶nnen. BerufsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine
zumutbare TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die jeweilige
Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs. 2 Satz 3 SGB VI a.F.).
Hingegen besteht ErwerbsunfÃ¤higkeit bei solchen Versicherten, die wegen
Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen zu erzielen, das ein Siebtel der monatlichen
BezugsgrÃ¶Ã�e Ã¼bersteigt. ErwerbsunfÃ¤hig ist nicht, wer eine selbstÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit ausÃ¼bt oder eine TÃ¤tigkeit vollschichtig ausÃ¼ben kann; dabei ist die
jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 44 Abs. 2 SGB VI a.F.). Da
der Versicherungsfall der ErwerbsunfÃ¤higkeit an strengere Voraussetzungen
geknÃ¼pft ist als derjenige der BerufsunfÃ¤higkeit, folgt aus der Verneinung von
BerufsunfÃ¤higkeit ohne Weiteres das Fehlen von ErwerbsunfÃ¤higkeit.

FÃ¼r die PrÃ¼fung der BerufsunfÃ¤higkeit ist danach zunÃ¤chst der "bisherige
Beruf" zu bestimmen, der in aller Regel die letzte nicht nur vorÃ¼bergehend
vollwertig ausgeÃ¼bte versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit ist
(vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 126). BeschÃ¤ftigungen, die in nicht der
europÃ¤ischen Gemeinschaft oder dem europÃ¤ischen Wirtschaftsraum
angehÃ¶renden Staaten ausgeÃ¼bt wurden, sind fÃ¼r die Bestimmung des
bisherigen Berufs unbeachtlich (Niesel in Kasseler Kommentar, Rdnr. 26 zu Â§ 43
SGB VI m.w.N.). Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem Abkommen zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kroatien Ã¼ber Soziale
Sicherheit vom 24. November 1997 (BGBl. 1998 II, S. 2034), denn dem Abkommen
kann im hier interessierenden Zusammenhang lediglich entnommen werden, dass
im Rahmen der PrÃ¼fung der Voraussetzungen fÃ¼r einen Anspruch auf Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit die in Kroatien zurÃ¼ckgelegten Versicherungszeiten
(nur) fÃ¼r die ErfÃ¼llung der versicherungsrechtlichen Voraussetzungen, nicht
dagegen bei der Bestimmung des bisherigen Berufs zu berÃ¼cksichtigen sind (zu
dem insoweit vergleichbaren deutsch-schweizerischen
Sozialversicherungsabkommen BSG, Urteil vom 14. Dezember 1998 â�� B 5 RJ
60/97 R â�� in SozR 3-6855 Artikel 11 Nr. 1). Daher bedarf es keiner nÃ¤heren
KlÃ¤rung, welche genaue BerufstÃ¤tigkeit die KlÃ¤gerin zuletzt in Kroatien
ausgeÃ¼bt hat. Der bisherige Beruf der KlÃ¤gerin in diesem Sinne ist deshalb die
von ihr zuletzt in Deutschland ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit einer (angelernten)
Bankangestellten, wie sie dem vorgelegten Zeugnis vom 31. MÃ¤rz 1975
entnommen werden kann. Danach war sie bei der W L Girozentrale in der
Ã�berweisungsabteilung beschÃ¤ftigt und ihr Aufgabengebiet umfasste dort die
Bedienung einer IBM-Girokartensortiermaschine, einer Olympiaaddiermaschine und
eines Kienzle-KodiergerÃ¤tes; zusÃ¤tzlich fÃ¼hrte sie Kontrollarbeiten aus. Ob die
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KlÃ¤gerin den so umschriebenen Beruf einer Bankangestellten unter Beachtung der
bei ihr bestehenden GesundheitsstÃ¶rungen noch ausÃ¼ben kann, bedarf keiner
abschlieÃ�enden PrÃ¼fung. Denn selbst bei Verneinung einer solchen
EinsatzmÃ¶glichkeit ist die KlÃ¤gerin nicht berufsunfÃ¤hig.

Ein Anspruch auf Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit steht einem Versicherten nicht
schon dann zu, wenn er seinen bisherigen Beruf nicht mehr ausÃ¼ben kann. Hinzu
kommen muss vielmehr, dass fÃ¼r den Versicherten auch keine zumutbare
ErwerbstÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI a.F. mehr vorhanden ist,
die er mit dem verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen noch ausfÃ¼llen kann. Das von
der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung zur Zumutbarkeit einer
VerweisungstÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI a.F. entwickelte
Mehrstufenschema untergliedert die Angestelltenberufe in Anlehnung an die
Rechtsprechung bezÃ¼glich der Arbeiterberufe in verschiedene Berufsgruppen.
Ausgehend von der am geringsten qualifizierten TÃ¤tigkeit gibt es die Gruppen mit
dem Leitberuf des "unausgebildeten Angestellten", des Angestellten mit einer
Ausbildung von bis zu zwei Jahren (angelernter Angestellter), des Angestellten mit
einer mehr als zweijÃ¤hrigen Ausbildung und des Angestellten, dessen hohe
QualitÃ¤t regelmÃ¤Ã�ig auf einem Hochschulstudium oder einer vergleichbaren
Qualifikation beruht (BSG, Urteil vom 22. Februar 1990 in SozR 3-2200 Â§ 1246 Nr.
1). GrundsÃ¤tzlich darf ein Versicherter lediglich auf TÃ¤tigkeiten der jeweils
niedrigeren Gruppe im VerhÃ¤ltnis zu seinem bisherigen Beruf verwiesen werden,
soweit sie ihm weder nach seinem beruflichen KÃ¶nnen und Wissen noch
hinsichtlich seiner gesundheitlichen KrÃ¤fte Ã¼berfordern.

Die KlÃ¤gerin kann unter Beachtung dieser GrundsÃ¤tze allenfalls als angelernte
Angestellte (im unteren Bereich) eingestuft werden. Ihre vorangehende Ausbildung
und berufliche TÃ¤tigkeit lassen bezÃ¼glich dieser BeschÃ¤ftigung als
Bankangestellte nicht den Erwerb von Kenntnissen und FÃ¤higkeiten erkennen, die
eine hÃ¶here Einstufung der QualitÃ¤t der BanktÃ¤tigkeit zulieÃ�en. Mithin ist die
KlÃ¤gerin sozial zumutbar auf TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsfeldes
verweisbar. Solche TÃ¤tigkeiten kann die KlÃ¤gerin nach dem Ergebnis der
medizinischen Beweiserhebung auch unter Beachtung ihrer GesundheitsstÃ¶rungen
verrichten.

Dass die KlÃ¤gerin, die danach noch (sozial) zumutbaren TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes mit ihren gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen
vollschichtig ausÃ¼ben kann, ergibt sich zur Ã�berzeugung des Senats aus dem
von Dr. Sch auf Grund einer umfassenden Untersuchung der KlÃ¤gerin erstatteten
Gutachten unter Einbeziehung der nicht auf seinem (internistischen) Fachgebiet
erfolgten Untersuchungen. Dadurch sind die bei der KlÃ¤gerin bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen und deren Auswirkungen auf ihre LeistungsfÃ¤higkeit
hinreichend geklÃ¤rt. Durchgreifende Bedenken, diese Bewertung zur Grundlage
der Entscheidung zu machen, sieht der Senat nicht. Dass fÃ¼r die Beurteilung des
LeistungsvermÃ¶gens wesentliche GesundheitsstÃ¶rungen unbeachtet geblieben
sind, vermag der Senat nicht zu erkennen und ergibt sich auch nicht aus dem
klÃ¤gerischen Vorbringen. Auf die seitens der kroatischen Ã�rzte getroffenen
Beurteilungen lÃ¤sst sich entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin der geltend
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gemachte Anspruch nicht grÃ¼nden. Der Senat teilt insofern die Auffassung der
Beklagten, dass die diesbezÃ¼glichen EinschÃ¤tzungen in den (teilweise vÃ¶llig
unzulÃ¤nglichen) Gutachten nicht bzw. nicht in dem MaÃ�e durch funktionelle
EinschrÃ¤nkungen belegt bzw. zum Teil widersprÃ¼chlich erscheinen. Mithin legt
der Senat seiner Entscheidung zu Grunde, dass die KlÃ¤gerin noch vollschichtig
kÃ¶rperlich leichte Arbeiten mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen verrichten kann. So
kann die KlÃ¤gerin unter Ausschluss von Umgebungsbelastungen, mit der
MÃ¶glichkeit zum Wechsel der Haltungsarten, ohne einseitige kÃ¶rperliche
Belastungen und ohne Zeitdruck, nicht an laufenden Maschinen und ohne das
Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 5 kg und ohne TÃ¤tigkeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten und mit hÃ¤ufigem BÃ¼cken oder Hocken arbeiten. Ferner sind
Arbeiten mit Schichtdienst und der Notwendigkeit der vollen SehstÃ¤rke zu
vermeiden. Da sich daraus im Sinne der Rechtsprechung weder eine schwere
spezifische Leistungsbehinderung noch eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen (vgl. dazu die BeschlÃ¼sse des groÃ�en Senats des
BSG vom 19. Dezember 1996 â�� GS 1-4/95 â�� GS 2/95 = SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 8
â�� sowie die nachfolgenden Entscheidungen des BSG, u.a. Urteil vom 20. August
1997 â�� 13 RJ 39/96 in SozR 3-2600 Â§ 43 Nr. 17, vom 24. MÃ¤rz 1998 â�� B 4 RA
44/96 R -, vom 25. MÃ¤rz 1998 â�� B 5 RJ 46/97 R â�� und vom 24. Februar 1999
â�� B 5 RJ 30/98 R in SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 12) ergibt, bedarf es im Hinblick auf
das vollschichtige LeistungsvermÃ¶gen auch nicht der Benennung einer konkreten
VerweisungstÃ¤tigkeit.

Mithin steht fest, dass die KlÃ¤gerin nicht berufsunfÃ¤hig und damit auch nicht
erwerbsunfÃ¤hig ist, so dass ein Anspruch auf eine Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit nach den Â§Â§ 43, 44 SGB VI a.F. nicht zusteht. Angesichts ihres
verbliebenen vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gens ergibt sich auch keine andere
Beurteilung fÃ¼r die Zeit ab 1. Januar 2001 auf Grund der durch das Gesetz zur
Reform der Renten wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit vom 20. Dezember 2000
(BGBl. I S. 1827) geÃ¤nderten Rechtslage.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde zur Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG sind nicht
ersichtlich.

Erstellt am: 24.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=GS%202/95
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2600%20§%2044%20Nr.%208
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=13%20RJ%2039/96
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2600%20§%2043%20Nr.%2017
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2044/96%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2044/96%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RJ%2046/97%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%205%20RJ%2030/98%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2600%20§%2044%20Nr.%2012
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/43.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202000,%201827
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

